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Die Automatisierung des Fernsprechverkehrs in Österreich 
Das Fernsprechwesen hat sich im Laufe der letzten 50 Jahre sehr 

dynamisch entwickelt. Selbst schwere wirtschaftliche Rückschläge, wie 
etwa die Weltwirtschaftskrise am Beginn der Dreißiger jähre, haben die stür­
mische Entwicklung kaum beeinträchtigt. Alle Erwartungen, daß die Zu­
wachsrate der Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen allmählich abnehmen 
werde, sobald eine gewisse Fernsprechdichte erreicht wäre, wuiden durch 
die tatsächliche Entwicklung widerlegt Selbst in den USA, in Schweden und 
in der Schweiz, wo es schon 35, 32 und 26 Fernsprechstellen je 100 Einwohner 
gibt, nahm deren Zahl in den letzten Jahren unverändert um 6% bis 8°/o zu 

Der Ausbau des österreichischen Fernsprechnetzes, das erst 9 Sprech­
stellen je 100 Einwohner zählt, konnte nach dem Kriege kaum der Nach­
frage folgen Obwohl zwischen 1946 und 1958 die Zahl der Sprechstellen 
mehr als verdoppelt wurde, war es bei weitem nicht möglich, alle Anträge zu 
erfüllen Gleichzeitig mit dem Ausbau wird das österreichische 7elefonnetz 
technisch neu gestaltet und vollautomatisiert, so daß in Zukunft jeder Teil­
nehmer in Österreich durch automatische Wahl erreicht werden kann und 
jede Handvermittlung entfällt 

Die finanziellen Erfordernisse des Ausbaues und der Umgestaltung des 
Telefonnetzes sind aber offenbar mit der traditionellen Finanzierungstecknik 
der Bundesbetriebe kaum zu bewältigen Der Mangel an Budgetmitteln ver­
zögert die notwendigen Investitionen. Selbst nach optimistischen Prognosen 
wird es noch mindestens zehn Jahre dauern, ehe der vollautomatische Betrieb 
ganz verwirklicht werden kann. Eine so lange Verzögerung ist aber unwirt­
schaftlich, weil die Erfolge der Investitionen sich erst voll auswirken werden, 
wenn die Arbeiten abgeschlossen sind 

Der Mangel an ausreichenden Investitionsmitteln könnte durch Finanzie­
rung über den Kapitalmarkt behoben werden, da die Erträge im Fernsprech­
wesen ohne weiteres ausreichen würden, das erforderliche Kapital hinlänglich 
zu verzinsen und zu amortisieren 

Die vorliegende Arbeit gibt einen Überblick über die bisherige Entwick­
lung des Fernsprechwesens in Österreich, vergleicht sie mit der anderer Län­
der und versucht, die wichtigsten Gegenwarts- und Zukunftsprobleme zu be­
leuchten. 

Entwicklung und Ausbau des Fernsprechnetzes 
Rasches Wachstum des Fernsprechnetzes 

Am Ende des eisten Weltkrieges gab es in 
Österreich etwas mehr als 100 000 Sprechstellen1) 

] ) Für die verschiedenen Arten von Telefonanschlüssen 
werden in der Fachsprache folgende Bezeichnungen verwen­
det: 

Sprechstelle ist der umfassendste Begriff Darunter ver­
steht man jeden Telefonanschluß von dem direkt oder indi­
rekt (über eine Hauszentrale) eine Verbindung mit dem 
öffentlichen Telefonnetz hergestellt werden kann Die Sprech­
stellen gliedern sich in zwei Gruppen, und zwar in Haupt­
anschlüsse und Nebenstellen Ein Hauptanschluß ist jeder 
Telefonanschluß, der direkt mit einer Vermittlungsstelle des 

1924 waren es 145.000, im Jahre 1929, zur Zeit des 
Höhepunktes der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Zwischenkriegszeit, nahezu 223 000 Trotz Wirt­
öffentlichen lelefonnetzes verbunden ist, eine Nebenstelle 

jeder Anschluß, der nur über eine zwischengeschaltete Ver­

mittlungsstelle (Hauszentrale) mit dem öffentlichen Netz ver­

bunden werden kann. 
Die Hauptanschlüsse bestehen wieder aus zwei Gruppen, 

den Einzelanschlüssen und den Geselhchafts- (oder Teil-) 
amchlüssen Bei Einzelanschlüssen steht die Verbindungslei­
tung zwischen Vermittlungsstelle (Zentrale) und Telefonappa-
rat einem Fernsprechteilnehmer allein zur Verfügung, bei Ge­
sellschaftsanschlüssen wird die gleiche Leitung von mehreren 
Teilnehmern benützt (halbe oder viertel Telefone) 
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Sprechstellen in Österreich 
(Logarithmischer Maßstab; in 1 000) 
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Die ständig steigende Nackfrage nach 7elefonamchlüssen ließ 
die Zahl der installierten Sprechstellen stetig wachsen. Nur 
in der Zeit von 1937 bis 194? gingen durch Kriegsschaden 
und Demontagen mehr Spiechstellen verloren als errichtet 
wurden Die Zuwachsrate ist zwar seit Kriegsende höher als 
vor dem Krieg (1946 bis 1958 7Vo jährlich gegenüber 1924 bis J936 
5 6% jährlich), der Ausbau des Telefonnetzes kann aber den­

noch nicht mit dem Bedarf Schritt halten. 

schaftskiise und Stagnation von Konsum und Inve­
stitionen, stieg die Zahl der Spi echstellen bis 1936 
weiter um 25*5% auf fast 280 000 Von 1924 bis 
1936 betrug die durchschnittliche Zuwachsrate 5 6% 
pro Jahr; sie sank von 8 9% zwischen 1924 und 
1929 auf 3 3 % von 1929 bis 1936. 

Infolge Kriegsschäden und Demontage von 
Telefoneinrichtungen gingen mehr Sprechstellen 
verloren, als von 1936 bis 1946 errichtet worden 
waren. Ende 1946, also eineinhalb Jahre nach 
Kriegsende waren aber immerhin schon wieder 
275 000 Sprechstellen, nur um 2 % weniger als im 
Jahre 1936, an das Telefonnetz angeschlossen In 
der Folge konnte der Wiederaufbau und Ausbau 
der Telefoneinrichtungen mit dem Bedarf kaum 
Schritt halten Bis Ende 1958 stieg die Zahl der 
Sprechstellen auf 615.000, um 124% mehr als 1946 
Die durchschnittliche Zuwachsrate betrug in dieser 
Periode 7 0%, in den Jahren von 1956 bis 1958 je­
weils 6 6%, 6 9% und 6 5%. 

Die einzelnen Arten von Sprechstellen haben 
sich verschieden rasch entwickelt Von 1929 bis 
1936 nahm die Zahl der Hauptanschlüsse um 33 1% 
zu, während sich aber die Zahl der Gesellschafts­

anschlüsse nahezu verdoppelte, ist die der Einzel­
anschlüsse nur geringfügig gestiegen Bis 1946 sank 
dann die Zahl der Hauptanschlüsse um 1 1 3 % , seit­
her hat sie sich bis 1958 wieder um 114 4 % erhöht 
Die . amtsberechtigten Nebenstellen nahmen von 
1929 bis 1936 nur geringfügig zu, stiegen dann bis 
1946 um 20 6% und seither (bis 1958) um 139 1%. 

Ubersicht 1 

7elefonanschlüsse in Österreich1) 
Jahr Sprechstcllen Haupt­

anschlüsse 
Einzel-

anschlüsse 
Teil-

anschlüsse 
Amts-

beredtigte 
Nebenstellen 

1924 145 149 101 730 67 869 31 290 43.419 
1929 222 708 146 011 89.096 53.217 76.697 
1936 . 279 595 194 397 90 018 104.379 85.198 
1946 275 139 172 376 107099 65.277 102.763 
1947 307 929 196 763 119.248 77 515 111166 
1948. 350 592 219 164 130.753 88.411 131 42S 
1949 382 798 241 491 138 602 102.889 141 307 
1950.. 412394 261.362 149.310 112,052 151 032 
1951 . 426 934 267.550 152 712 114.838 159 384 
195Z 448 935 268 952 153.744 115.208 179 984 
1953 . 458 006 275.580 158 754 116.826 182.426 
1954 479 386 287 316 166.078 121238 192.07Ü 
1955 507 149 300 006 172,505 127 501 207 143 
1956 540 524 320 714 182.810 137 904 219 810 
1957 . 577 857 344.099 194.346 149.755 233.758 
1958 615 328 369.626 205.148 164.478 245.702 

l ) Geschäftsbericht der Geoeraldirektion für die Post- und Ielegrapheaverwaltuog, 

Die Zahl der Hauptanschlüsse hat seit 1936 
(bis 1958) weniger zugenommen als die Zahl der 
Sprechstellen, Dies geht auf die starke Zunahme 
der Nebenstellen zurück IhreZahl stieg um 188 4%, 
die der Hauptanschlüsse der Post nur um 90 1%, 
und die Gesamtzahl der Sprechstellen um 120 1%, 
Derzeit sind 60 1% aller Sprechstellen Haupt­
anschlüsse, 39 9% amtsberechtigte Nebenstellen; 
im Jahre 1936 waren es 69 5% und 30 5 % Bei den 
Hauptanschlüssen verschob sich, teilweise noch 
immer als Folge der Demontagen 1), das Schwer­
gewicht von den Teilanschlüssen (Gesellschafts­
anschlüssen) zu den Einzelanschlüssen, Die Zahl der 
Einzelanschlüsse nahm seit 1936 um 128% zu, die 
der Teilanschlüsse nur um 58% 

Die regionale Entwicklung des Fernsprechver­
kehrs wurde durch die Kriegsereignisse, die wirt­
schaftliche Sonderentwicklung einzelner Landes­
teile nach dem Krieg und die Investitionstätigkeit 
stark beeinflußt Vor dem Krieg entfielen 68% aller 
Sprechstellen auf Wien, 1958 nur noch 4 9 % 

Der Einfluß der Kriegsereignisse wird durch 
folgende Zahlen deutlich In Wien gab es Ende 
1946 um 26% und 3 5 % weniger Sprechstellen und 
Hauptanschlüsse als im Jahre 1936. In allen ande-

*) In Wien ging durch Kriegsereignisse und Demon­
tagen nahezu die Hälfte aller Einrichtungen für Teilanschlüsse 
verloren. 
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ren Bundesländern außer Niederösterreich nahm 
die Telefondichte von 1936 bis 1946 zu Sie ver­
fügten Ende 1946 über nahezu 114.000 Sprech­
stellen, gegen 66 000 im Jahre 1936 

Trotz kriegsbedingtem Nachholbedarf nahm 
die Zahl der Sprechstellen in Wien seit dem Jahre 
1946 weniger zu (115%) als in den Bundesländern 
(132%) 

Übersicht 2 

Regionale Verteilung der Sprechstellen1) 
Land Sprechstellen Hauptanschlüsse 

1936 1946 1958 1936 1946 1958 

Wien . 190.192 140 534 302 371 132.826 85.979 184 887 
Niederösterreicli 23 030 20 801 55.065 16.254 15.161 35.391 
Oberösterreich 17413 32.524 67.194 11.833 19 735 37 113 
Salzburg 8,295 14.666 37.951 5.445 9.335 20 880 
Steiermark . . 18 582 27.145 60.008 12.834 17717 35.800 
Kärnten 6.456 13.213 27 967 4 281 7.327 16.295 
Tirol . 9 682 17306 40.661 6.720 11306 25.286 
Vorarlberg 4.239 6 838 18 149 2,913 4.113 9.833 
Burgenland 1.706 2.112 5.962 1.291 1.703 4.141 

Österreich . 279.595 275.139 615.328 194 397 172.376 369 626 

') Geschäftsbericht der Generaldirektion für die Post- und IelegraphcnVerwaltung. 

Das Aufholen der Bundesländer hat verschie­
dene Ursachen In den ersten Nachkriegs jähren 
war die wirtschaftliche Expansion in den west­
lichen Bundesländern viel stärker als in Ostöster­
reich oder in Wien Die Bevölkerung in Wien nahm 
gegenüber der Vorkriegszeit ab, in den Bundes­
ländern zu In den Landeshauptstädten bildeten 
sich neue Wirtschafts- und Verwaltungsschwer­
punkte. Der Fremdenverkehr wurde sprunghaft 
modernisiert und erforderte zusätzliche Nachrich­
tenverbindungen. Auch technische Gründe trugen 
zur ungleichen Entwicklung der Fernsprechdichte 
bei Die finanziellen Mittel und die verfügbaren 
Arbeitskräfte reichten nicht aus, die Kriegsverluste 
in Wien und Niederösterreich kurzfristig zu behe­
ben Während die verfügbaren Investitionsmittel 
und Anlagen in den Bundesländern zur Ausweitung 
des Netzes verwendet werden konnten, diente in 
Wien ein großer Teil vorerst zur Behebung der 
Kriegsschäden und zum Austausch alter Anlagen, 
die im Zuge der Modernisierung des Ortsnetzes ent­
fernt werden mußten Schließlich ist die Nachfrage 
nach Fernsprechanschlüssen im Westen stärker an­
geregt worden als in Wien, weil dort mit der Auto­
matisierung des Telefonnetzes begonnen wurde. 

Die regionalen Änderungen der Zahl der Fern­
sprechteilnehmer bis zum Jahre 1958 entspricht 
allerdings nicht den tatsächlichen Nachfrageände­
rungen. In vielen Orten kann die Postverwaltung 
bei weitem nicht allen Wünschen nach Telefon­

anschlüssen entsprechen, weil die Kapazität der 
Zentralen öder der vorhandenen Leitungen er­
schöpft ist. Allein in Wien konnten im Jahre 1957 
von insgesamt 26 000 Anträgen auf Errichtung 
eines Hauptanschlusses 12 000 aus Mangel an Lei­
tungen oder Anschlußoiganen in den Zentralen 
nicht erledigt werden Der ungedeckte Bedarf an 
Telefonanschlüssen ist aber wahrscheinlich noch 
viel höher, weil viele Interessenten wissen, daß sie 
nicht zum Zuge kommen können und deshalb keine 
Anträge stellen. 

Wiederaufbau und Ausbau seit 1945 

Bei Kriegsende mußte vorerst das durch Kriegs­
ereignisse und Demontagen an zahllosen Stellen 
unterbrochene Nachrichtennetz wenigstens notdürf­
tig instandgesetzt werden Man war sich aber im 
klaren, daß die wirtschaftliche Entwicklung nicht 
nur einen raschen Wiederaufbau der zerstörten, 
sondern auch einen umfassenden Ausbau der be­
stehenden Anlagen erfordern werde 

Schon unmittelbar nach dem Krieg wurden 
die Pläne des Weltnachrichtenvereines über die 
Umgestaltung des europäischen Nachrichtennetzes 
bekannt, die den automatischen Wählverkehr zwi­
schen den europäischen Ländern vorsahen Auch in 
Österreich hatte man bereits zu dieser Zeit beim 
Wiederaufbau und Ausbau des österreichischen 
Telefonnetzes das Ziel der Automatisierung vor 
Augen 1). 

Die bestehenden Anlagen ließen sich aber nur 
zu geringem Teil für den automatischen Orts­
und Fernwähl verkehr verwenden In den einzelnen, 
schon automatisierten Ortsnetzen gab es neun ver­
schiedene Wählsysteme In Wien konnte der Groß­
teil der Wählämter, außer einigen kleineren am 
Stadtrand, nicht für den automatischen Fernwähl­
verkehr herangezogen werden Die Kabelnetze wa­
ren für die neuen Aufgaben durchwegs unzurei­
chend, ein Fernkabelnetz, das den Anforderungen 
der automatischen Fernwahl genügt hätte, gab es 
überhaupt nicht 

Mangels ausreichender Finanzier ungsmittel 
konnte der Aufbau und Ausbau des Telefonnetzes 
nicht immer planmäßig und mit der gebotenen Eile 
vorangetrieben werden Man bemühte sich aber, die 
laufend möglichen Investitionen dem Fernziel der 
Automatisierung anzupassen. 

1) Vgl dazu: Dr H Schmid „Das Investitionsprogramm 
1958 bis 1968", österreichische Post- und Telegraphenverwal­
tung, Wien 1958, S. 12 ff. 
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Da die Dotierung des Nachrichtensektors der 
Postverwaltung im Bundesbudget nur knapp aus­
reichte den laufenden Aufwand und die wichtigsten 
Instandhaltungsarbeiten zu finanzieren und kaum 
Spielraum für größere Investitionen ließ, war der 
Ausbau des Fernsprechnetzes praktisch auf Mittel 
des außerordentlichen Budgets angewiesen, die aber 
nur langsam und unzureichend verfügbar waren 

Erst als 1950 im a. o Budget Marshall-Plan-
Mittel bereitgestellt wurden, konnte man mit der 
Verlegung eines Koaxialkabels beginnen Dieses 
Kabel mit seinen starken Leitungsbündeln war für 
die Verwirklichung der Landesfernwahl in Öster­
reich notwendig Es wurde in west-östlicher Rich­
tung von Vorarlberg bis Wien geführt, später von 
Wien nach Graz und in einer Querverbindung von 
Graz nach Salzburg Das österreichische Koaxial­
kabelnetz ist ein Bestandteil des europäischen Ko­
axialkabelringes, der auf Grund internationaler Ab­
machungen entsteht und in Zukunft die automatische 
Fernwahl zwischen den europäischen Ländern er­
möglichen soll Für den Ausbau des Koaxialkabel­
netzes wurden insgesamt 201 Mill S aus ERP-Mit­
teln verwendet 

Weiteren Auftrieb erhielt die Investitionstätig­
keit im Nachrichtenwesen, als die Po st Verwaltung 
1953 eine Schweizer Anleihe von 214 Mill S er­
hielt Mit ihrer Hilfe wurde die Automatisierung 
der überwiegend handbedienten Orts Vermittlungen 
begonnen und der Fernwählbetrieb in den Bundes­
ländern Kärnten, Osttirol und Vorarlberg einge­
führt Diese Gebiete wurden vor allem deshalb für 
den Beginn der Automatisierungsarbeiten ausge­
wählt, weil dort verhältnismäßig gut ausgebaute 
Kabelnetze vorhanden waren, wodurch der Investi­
tionsbedarf vermindert wurde Man hoffte, in die­
sem verhältnismäßig kleinen Gebiet mit den ver­
fügbaren Mitteln auszukommen Außerdem forderte 
der Fremdenverkehr dringend eine Besserung der 
unzulänglichen Nachrichtenverbindungen. 

Im Frühjahr 1954 wurde im Zusammenhang 
mit dem langfristigen Investitionsprogramm der 
Bundesregierung auch ein Finanzierungsprogramm 
für den Ausbau des Nachrichtenwesens genehmigt 
Es sah für die Jahre 1954 bis 1960 insgesamt 14 
Mrd. S außerordentliche Budgetmittel vor, die für 
die Vollautomatisierung des gesamten Feinsprech­
netzes, den Ausbau des Kabelnetzes und den Auf­
bau von Richtfunk-Übertragungsstrecken verwen­
det werden sollten Zunächst wurde mit der Auto­
matisierung des Fernsprechverkehrs in den Bundes­
ländern Tirol und Salzburg begonnen 

Mit der Fertigstellung des Koaxialkabels Wien 
—Schweiz im Jahre 1955 wäre es erstmals möglich 
gewesen, Wien in die Fernwahl einzubeziehen und 
damit das neue Kabel wirtschaftlich zu nutzen. Vor­
derhand fehlten aber die hiezu erforderlichen tech­
nischen Voraussetzungen im Wiener Netzbereich 
(Austausch fast aller Wählämter, weil deren System 
für den Fernwählverkehr nicht geeignet war, Aus­
tausch der Wählscheibe, die von der internationa­
len Norm abwich), die aus Mangel an Mitteln nicht 
gleichzeitig mit dem Ausbau des Koaxialkabelnetzes 
geschaffen werden konnten (Diese Umstellungs-
investitionen waren ursprünglich in dem langfristi­
gen Investitionsprogramm zur Automatisierung 
nicht enthalten, sondern sollten aus dem laufenden 
ordentlichen Budget finanziert werden) Um die 
notwendigen Investitionen im Wiener Ortsnetz zu 
beschleunigen, wurden seit 1957 Mittel aus dem 
außerordentlichen Investitionsprogramm abgezweigt 
und für neue Anlagen in Wien verwendet. 

Die bisherige Investitionstätigkeit im Fern­
sprechwesen wirkte sich kurz zusammengefaßt wie 
folgt aus: Die Zahl der Hauptanschlüsse stieg seit 
1946 um nahezu 200 000 oder 114%; der Anteil 
der Hauptanschlüsse mit handbedientem Orts- und 
Fernverkehr an der Gesamtzahl der Hauptanschlüsse 
sank von 2 5 % auf 1 1 % ; statt 2 209 Handämter gibt 
es nur noch 1 427, statt 55 Wählämter 361 Fast 
5 1 % aller Hauptanschlüsse können am automati­
schen Fernverkehr voll, weitere 3 1 % vorderhand 
nur passiv teilnehmen 1) 

Abgeschlossen ist die Automatisierung in den 
Bundesländern Kärnten, Salzburg, Tirol und Vor­
arlberg; alle Landeshauptstädte und kleinere Teile 
von Nieder- und Oberösterreich sind in die auto­
matische Fernwahl einbezogen. In Wien können 
jene Teilnehmer, die an neue Zentralen angeschlos­
sen sind, automatisch fernwählen 

Bisher wurde etwa die Hälfte aller Haupt­
anschlüsse automatisiert. Der dafür benötigte Inve­
stitionsaufwand war verhältnismäßig bescheiden 
Die noch notwendigen Investitionen bis zur Voll­
automatisierung des Österreichischen Telefonnetzes 
dürfen allerdings nicht unterschätzt werden Neben 
anderen Überlegungen war nicht zuletzt die Knapp­
heit an Mitteln der Grund, daß man mit der Auto­
matisierung dort begonnen hat, wo der größte Er­
folg erzielt werden konnte, weil schon entspre­
chende Vorinvestitionen vorhanden waren oder die 
Automatisierung einen verhältnismäßig geringe-

*) Sie können im Selbstwähl-Fernverkehr angerufen 
werden, können aber selbst nicht anrufen 
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ren Invest i t ionsaufwand erforder te als in ande ren 
Gebieten. M a n darf daher aus dem bisher igen Auf­
w a n d keine falschen Schlüsse auf den Kapi ta lbedarf 
der Restautomat is ierung schließen. Der A u f w a n d 
für neue Kabelnetze in den noch zu automat is ieren­
den Bundes ländern w i r d weit höher sein als in den 
bisher automat is ier ten vier Bundesländern . 

D e i Investitionsaufwand 

Der Gesamtaufwand für Invest i t ionen im Fe rn -
sprechwesen kann erst seit einigen Jah ren genau er­
mit tel t we rden Bis 1954 ha t t e die Post- und Te l e ­
g raphenve rwa l tung so wie alle ande ren Bundes­
betr iebe, deren Ver rechnung über das Bundes­
budget geführt wird , keine eigene betr iebswirt­
schaftlich organis ier te Buchhal tung Die übliche 
kamer alistische Staa tsbuchhal tung ermöglichte 
keine T r e n n u n g der Ausgaben in laufende Betr iebs­
aufwendungen u n d Investit ionen. 

Die von der Pos tverwal tung für die Zei t von 
1946 bis 1954 ausgewiesenen Zah l en über Fe rn ­
meldeinvest i t ionen von k n a p p 800 Mill. S entspre­
chen prakt isch den Mit teln, die im außerorden t ­
l ichen Hausha l t für Invest i t ionen zur Ver fügung 
gestellt w u r d e n Sie en tha l ten j ene Invest i t ionen 
nicht, welche aus dem ordent l ichen Budget finan­
ziert wurden , u n d ferner keinen aktivierungspflich-
tigen Persona laufwand, weil der gesamte Persona l ­
aufwand über das ordent l iche Budget verrechnet 
wi rd 

Übersicht 3 

Fernmeldeinvestitionen von 1946 bis 19541) 
Jahr Außen- Innen­ Hochbau Sonstiges') Summe Jahr 

anlagen anlagen 
Mill S zu laufenden Preisen 

1946/1952. . . . 200 9 158'6 71'6 - 4311 
1953 105 0 40 9 10'4 1 3 157 6 
1954 .. . 134 8 50 7 II 6 1Z6 209 7 

Insgesamt.. 440"7 250 -2 93-6 13'9 798'4 
J ) Op. d t . a . a . O . S. 12. - *) Richtfunk und Fernsehen 

D i e gesamten Brut to-Invest i t ionen im Fe rn ­
meldewesen zwischen 1946 u n d 1954 sind aus den 
angeführ ten G r ü n d e n vermutl ich um mindestens 
5 0 % höher gewesen, als in der Tabe l l e ausgewie­
sen ist. Der rea le W e r t der Invest i t ionen zu derzei­
t igen Pre isen l äß t sich auch nicht a n n ä h e r n d be­
stimmen. 

D i e Invest i t ionen seit 1955 we rden nach be-
tr iebswirtschaft l ichen Grundsä tzen err echnet Bis 
1958, also in vier Jahren, be t rugen die Bru t to ­
invest i t ionen im Fe inmeldewesen insgesamt 
1 .557 Mil l S. Die Ausgaben schwankten in den 
einzelnen Jahren, je nach den verfügbaren Budget­

mitteln, sehr stark, Sie w a r e n 1955 mit 447 
Mil l S wei taus am höchsten, 1958 mit 338 Mill S 
am niedr igsten Berücksichtigt m a n die Lohn- u n d 
Preiss teigerungen zwischen 1954 u n d 1958, so 
dürf te der rea le W e r t der Brut to-Invest i t ionen noch 
um 6 % bis 8 % stärker gesunken sein 

Die Aufg l i ederung der Invest i t ionen nach e in ­
zelnen Verwendungsbere ichen zeigt den hohen A n ­
teil der W ä h l ä m t e r e i n r i c h t u n g e n u n d der Kabel ­
bau ten am gesamten Invest i t ionsaufwand In d e n 
letzten vier Jahren entfielen 4 0 % aller Bru t to - In -
vesti t ionen auf Amtseinrrchtungen, 3 5 % auf unter ­
irdische An lagen (Kabel usw.), 8 % auf ober i rdi ­
sche Außenan lagen (Lei tungen usw.), 1.3% auf E i n ­
r ich tungen bei den T e i l n eh mern und nur 5 % auf 
Hochbau ten (Gebäude für W ä h l ä m t e r , W ä h l e r -
häuschen u s w ) . 

Übersicht 4 

Brutto-Investitionen im Fernmeldewesen von 1955 
bis 19581) 

Innenanlagen Außenanlagen Hoch­ Summe 
Amtsein- Teil­ unter­ ober­ bauten 

Jahr richtun- nehmer- irdisch irdisch Jahr 
gen einrich-

tungen 
Mill S 

1955 131 1 51 2 211 6 23 7 29 4 447 0 
1956 167 0 43 7 III 5 31 0 16 6 369 8 
1957 197 8 51 2 108 5 32 3 11 9 401 7 
1958 .. 124 0 54 1 109 1 33 7 17 2 338'1 

Insgesamt 619"9 200"2 540V 120'7 75"1 1 556'6 
m% . 39 8 129 34 7 7 8 4 8 1000 

*) Generaldirektion für die Post- und Telegraphen Verwaltung (Buchhaltung). 

Ein Vergleich der Brut to-Invest i t ionen mit der 
Betr iebsgebarung — der erst in den letzten be iden 
Jahren wenigstens annäherungsweise möglich 
wurde 1 ) — zeigt, d a ß der Fernmeldesektor mehr a ls 
die Häl f te (1957: 5 7 % , 1958: 61%) seiner Bru t to ­
invest i t ionen aus eigenen E innahmen deckte. 

Die wirtschaftliche Bedeutung des Feinsprech­
wesens in Österreich und im Ausland 

Die rasche Entwick lung des Fernsprechver ­
kehrs ist keine spezifisch österreichische Erschei­
nung , im Gegentei l , in den ande ren westeuropäischen 
L ä n d e r n , mit zum Te i l weit höherem Lebenss tan­
d a r d als in Österreich, n a h m die Fernsprechdichte 
im letzten Jahrzehn t , trotz ger ingerem W a c h s t u m 
der Wir tschaf t , noch rascher zu als in Österreich 

*) Erst seit 1957 versucht man eine Gliederung der 
Betriebsausgaben der Post- und Telegraphenverwaltung Die 
Trennung beim Personal- und Pensionsaufwand ist aller­
dings ziemlich schwierig und nicht immer eindeutig durch­
führbar 
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Wirtschaftswachstum und Fernsprechdichte 
Die internationalen Vergleichszahlen über 

Volkseinkommen und Telefondichte zeigen nur 
einen geringen Zusammenhang, weil offenbar na­
tionale Gewohnheiten, räumliche Struktur der Län­
der, unterschiedliche Tarifpolitik und andere Fak­
toren die Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen in 
den einzelnen Ländern verschieden beeinflussen. So 
ist zwar die Telefondichte (Zahl der Fernspr ech­
stellen je 100 Einwohner) in den USA (.35), in der 
Schweiz (26) und in Schweden (32), ebenso wie das 
durchschnittliche Volkseinkommen je Einwohner, 
weitaus am höchsten unter allen Ländern In ande­
ren Ländern aber, deren Volkseinkommen nur 
wenig unter dem der genannten drei Länder liegt, 
ist die Telefondichte viel niedriger, wie etwa in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Frankreich 

Übersicht 5 

lelefondichte und Volkseinkommen in Österreich 
und im Ausland 

(Stand I Jänner 1957) 
Land Zahl der Sprechstellen 

in 1.000 je 100 
Einwohner 

Auto­
matisch1) 

% 

Volksein­
kommen je 

Kopf 
1000S 

Zahl der 
lelcfone je 
1 Mill. S 
Volksein" 
kommen 

Österreich 540 5 7 7 87 7 14 4 5 - 4 
Schweden 2.312 2 31 5 78 7 31 1 10 1 
Schweiz 1293 7 25 5 99 6 33 3 7 7 
Großbiitaani en 7 218 8 14 0 78 2 27 3 5 1 
Frankreich . , 3.313 4 7 6 70 2 28 6 2 6 
Bundesrepublik 

Deutschland 4323 2 3 3 96 0 21 ; 3 8 
rtalien . 2.609 1 5 4 95 6 11 7 4 6 
Holland 1 229 2 11 2 96 1 18 5 6 1 
USA . . 60.190 4 355 86 8 62 5 5 7 

') Davon mit automatischer Vermittlung im Ortsverkehr 

In Österreich war die Telefondichte zur glei­
chen Zeit (1957) mit 7 7 Sprechstellen je 100 Ein­
wohner die niedrigste von allen Vergleichsländern 
außer Italien 1) und Frankreich Bezieht man die 
Zahl der Sprechstellen auf das Volkseinkommen, so 
liegt Österreich etwa in der Mitte der neun Länder 
Das bedeutet, daß die Telefondichte in Österreich 
etwa so groß ist wie man nach der Hohe des Volks­
einkommens erwarten darf In anderen Ländern ist 
sie im Vergleich zum Volkseinkommen zum Teil re­
lativ hoch, zum Teil relativ gering 

Ein Vergleich der Jahre 1950 und 1957 zeigt, 
daß auch die Länder mit der höchsten Fernsprech­
dichte noch weit von einer Sättigung der Nach­
frage entfernt sind. In den USA, in der Schweiz 

1) In Italien wird die durchschnittliche lelefondichte 
durch den ungewöhnlich niedrigen Standard in Süditalien 
stark gedrückt In Norditalien und in den großen Iudustrie-
und Handelsstädten ist sie weit höher als in Österreich und 
in Wien, 

und in Schweden nahm die Zahl der Telefon­
anschlüsse von 1950 bis 1957 um 40%, 44% und 
4 5 % zu, in der Bundesrepublik Deutschland um 
8 1 % und in Italien sogar um 124%; in Österreich 
allerdings nur um 3 1 % , das ist der niedrigste Zu­
wachs unter den zehn Vergleichsländern. In allen 
Ländern ist die Zahl der Fernspr echstellen rascher 
gestiegen als das Nationalprodukt, nur in Frank­
reich war die Zunahme gleich stark und in Öster­
reich viel geringer 

Übersicht 6 

Brutto-Nationalprodukt und Zahl der Sprechstellen 

Land Bmtto-Nationalprodukt1) Zahl der Sprechstcllen 1950 1957 Zuwachs 1950 1957*)] Zuwachs 
iu% i n % 

Österreich 87 137 57 5 412 394 540 524 31 1 
Schweden 94 118 25 5 1,591 000 2 312 223 45 3 
Norwegen . 89 115 29 2 452,000 614 523 36 0 
Schweiz . . . 87 122 40 2 896.000 1,293.743 4 4 4 
Großbritannien 94 112 19 1 5.376 000 7,218.791») 34 3 
Frankreich . . . . 90 124 37 8 2406.000 3.313 426 37 7 
Bundesrepublik 

Deutschland . 78 134 71 8 2,393 000 4 323 225 80 7 
Italien . 84 124 47 6 1 167.000 2,609 127 123 6 
Niederlande es 122 38 6 782.000 1 229 174 57 2 
USA 86 110 27 9 43,004.000 60 190.377 40 0 

') Volumenindex 1953 = 100. - ») Jahresende - 3 ) 31 März 1957 

Der geringe Zuwachs in Österreich geht jedoch 
nicht auf eine besonders niedrige Nachfrage, son­
dern auf die unzureichende Ausweitung der Anla­
gen zurück, weshalb die Nachfrage nicht gedeckt 
werden konnte Der ungedeckte Bedarf läßt sich 
allerdings schwer schätzen. Die im Jahre 1957 aus 
Mangel an Einrichtungen unerledigten 12 000 An­
suchen auf Einrichtung eines Fernsprechanschlusses 
in Wien repräsentieren zweifellos nicht den gesam­
ten „Nachfrageüberhang" in Wien. Viele Bewerber 
wurden schon in früheien Jahren abgewiesen, viele 
verzichten von vornherein darauf ihren Bedarf an­
zumelden, weil ihnen der Mangel an Anschlußanla­
gen bekannt ist Ferner bestehen nicht nur in Wien, 
sondern auch in vielen anderen Städten Engpässe 
in den Vermittlungseinrichtungen 

Ertragslage der Femmeldebetr iebe 

Die starke Dynamik des Fernsprechwesens zog 
in allen Ländern nicht nur einen raschen Ausbau 
der technischen Einrichtungen nach sich, sondern 
festigte und förderte auch die wirtschaftliche Er­
tragskraft der Telefonunternehmungen In Europa 
und Übersee zählen die Telefonunternehmungen, 
ob sie vom Staat oder privat geführt werden, zu 
den ertragreichsten Wirtschaftsunternehmungen. In 
vielen Ländern, wo die Telefonunternehmungen 
mit der Post gekoppelt sind, wird das Defizit des 
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Postbetiiebes aus den Erträgen des Nachrichten­
wesens gedeckt 

Die Ertragslage des österreichischen Telefon-
betiiebes kann man mangels entsprechender Bilan­
zen nur an Hand von Vergleichsdaten testen Die 
aus den letzten beiden Jahren vorliegenden Be­
triebsergebnisse (für die Zeit vorher gibt es wohl 
Zahlen über die Einnahmen, nicht aber über die 
Ausgaben des Fernmeldesektors) zeigen, daß die 
laufenden Einnahmen des Fernmeldesektors der 
Postverwaltung weit höher gewesen sind als die 
laufenden Betriebsausgaben 

In den Jahren 1957 und 1958 betrugen die lau­
fenden Betriebsausgaben im Fernmeldesektor 712 
Mill S und 822 Mill S, die Gesamteinnahmen 914 
Mill S und 1 029 Mill S. Der Einnahmenüberschuß 
betrug demnach 229 Mill S und 206 Mill S 

Übersicht 7 

Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben des Fern­
meldesektors 

Jahr 
Ausgaben1) 

insgesamt laufende 
Betriebs­
ausgaben 

1957 
195B 

1010 9 
1.065 8 

712 0 
822 4 

Einnahmen 

Mill S 

940 7 
1 028 6 

Einnahmen- Gesamte 
Überschuß Brutto-In­

vestitionen1) 

228 7 
206 2 

401 7 
338 1 

L) Ohne Ausgaben des a. o Budget — l ) Einschließlich Investitionen aus dem a o 
Budget 

nehmungen der verschiedenen Länder sind durch­
wegs aktiv. Ihre Durchschnittseinnahmen je Haupt­
anschluß sind teils niedriger, teils höher als in 
Österreich In der Bundesrepublik Deutschland und 
in Frankreich sind sie ungewöhnlich hoch, teils in­
folge anderer Tarifstruktur, teils dank höherer 
Ausnutzung des Telefonnetzes. Die Einnahmen in 
Österreich sind aber höher als in Schweden, Däne­
mark und Holland und nicht viel niedriger als in 
der Schweiz Da die Betriebskosten in Österreich in­
folge niedrigerer Löhne eher geringer sein dürften 
als in den Vergleichsländern, kann die Ertragslage 
des österreichischen Telefonsektors kaum ungünsti­
ger sein. 

Übersicht 9 

Gebühreneinnahmen je Hauptanschluß in wichtigen 
Ländern 

l a n d Haupt­
anschlüsse 
in 1000 

Gebühreneinnahmen 
insgesamt je Haupt- }e Haupt­

anschluß anschluß 
in S 

Landeswährung 
in Mill 

Österreich1) , 344 1 794 6 2 309 0 2 309 
Bundesrepublik 

Deutschland") .. . . 2 040 0 1600 0 758 0 4.695 
Schweden') . . . 1 896 8 682 0 359 5 1805 
Dänemark1) . . . 744 0 348 7 4Ö8 7 1 757 
Schweiz1) . 909 0 402 2 442 5 2.627 
Frankreich1) . 1 919 1 117 344 0 61 145 3 4.225 
Niederlande1) . . . . 857 2 2825 329 5 2.250 

J ) 31 XII 1957 - ») 31 XII 1956 - a ) 30. VI 1957 

Die Gebühreneinnahmen aus dem Telefon­
dienst sind seit der letzten Tariferhöhung im Jahre 
1951 etwas stärker gestiegen als die Zahl der 
Hauptanschlüsse Die durchschnittlichen Einnah­
men je Hauptanschluß erhöhten sich von 2 267 S 
(1952) auf 2 385 S (1958) Mit der Zunahme der 
Teilnehmer zahl stieg demnach auch die Ausnutzung 
der einzelnen Anschlüsse 

Übersicht 8 

Hauptanschlüsse und Gebühreneinnahmen 
Jahr Hauptanschlüsse Gebühreneinnahmen 

insgesamt je Haupt­
anschluß S 

Mill S S 

.1950 . . . . 2614 329 2 1260 
1951 . 262 6 408 3 1 555 
1952 269 0 609 7 2 267 
1953 275 6 609 5 2.212 
J954 287 3 634 8 2 209 
1955 3000 692 6 2.309 
1956 320 7 727 0 2.267 
1957 . 3 4 4 1 794 6 2 309 
1958 .. . . 3696 881 6 2.335 

Schließlich erlaubt auch ein Vergleich der 
Durchschnittseinnahmen je Hauptanschluß in Öster­
reich und anderen Ländern Rückschlüsse auf die 
Ertragsfähigkeit. Die verglichenen Telefonunter-

Tarife und Tarifpolitik 

Die Telefontarife der einzelnen Lander kann 
man nur schwer miteinander vergleichen, weil die 
Tarifstruktur und die Kriterien, nach denen die Ge­
bühren bemessen werden, sehr verschieden sind 

In den meisten europäischen Ländern setzen 
sich die Tarife aus drei Elementen zusammen, einer 
Grundgebühr für die Bereitstellung des Anschlus­
ses, dem Gesprächstarif im Ortsnetz und dem Tarif 
für Gespräche mit anderen Ortsnetzen Die Abgren­
zung dieser drei Komponenten voneinander und die 
Kriterien, an denen sich die einzelnen Tarife orien­
tieren, sind allerdings sehr unterschiedlich 

Grundgebühren Die Grundgebühr ist meist als 
Entgelt für die Überlassung des Anschlusses gedacht 
und soll die fixen Kosten des Telefonunternehmens dek-
ken In einzelnen Ländern, wie z B. Dänemark, enthält 
die Grundgebühr auch das Entgelt für eine bestimmte 
Mindestzahl von Ortsgesprächen Der Abonnent muß 
dort erst dann Ortsgespräche bezahlen, wenn er die 
Freigrenze überschreitet 

Die Grundgebühren sind meistens nach der Größe 
des Ortsnetzes gestaffelt, entsprechend den höheren An­
lagekosten in großen Netzen. Teilweise wird in den 
Tarifen auch zwischen automatischen und handbedien-
ten Netzen unterschieden Ferner werden teilweise auch 
Einzelanschlüsse und Gesellschaftsanschlüsse verschie-
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den behandelt. In Großbritannien und Italien schließ­
lich sind die Grundgebühren für gewerbliche Unterneh­
mungen höher als für Private. In Italien sind die 
Zuschläge außerdem nach Erwerbszweigen gestaffelt 

Die Hohe der Grundgebühren schwankt von Land 
zu Land ziemlich stark Sie beträgt für einen Einzel­
anschluß in einem automatisierten Ortsnetz von mehr 
als 20.000 Anschlüssen in 

S je Monat 
, 80 0 

44 5 
74 3 

. 52 0 

. 72 5 (Wohnung) 
. . . 84 6 (Geschäft). 

Österreich 
Schweiz . 
Bundesrepublik Deutschland 
Belgien 
Großbritannien 
Großbritannien 

D i e Bedeutung der Grundgebühren für die T e l e ­
fonkosten des Teilnehmers wird um so geringer, je mehr 
er telefoniert D i e meisten Länder halten die Grund­
gebühr möglichst niedrig, um neue Abonnenten zu wer­
ben 

Ortsgespräche Gespräche innerhalb des Ortsnetzes 
w e i d e n teils nach ihrer Dauer (Österreich), teils nach 
ihrer Zahl ohne Rücksicht auf die Zeit abgerechnet Ein 
internationaler Vergleich ist schwierig, wei l die durch­
schnittliche Dauer eines Ortsgespräches nicht bekannt ist 
In den meisten Landern mit Gesprächsverrechnung nach 
der Zahl der Gespräche gilt eine Gebühr von annähernd 
einem Schil l ing In Österreich kann man um den gle i ­
chen Betrag (bei Aktivzählung) 5 Minuten sprechen 
Die Zeitverrechnung der Ortsgespräche scheint für die 
Telefonunternehmungen weniger günstig zu sein als 
die Berechnung nach der Zahl, weil die Konsumenten 
eher die Dauer ihrer Gespräche beschränken als die 
Zahl der Gespiache Die Durchschnittseinnahmen je 
Telefonanschluß sind in den Ländern mit Gesprächs-
zählung im al lgemeinen höher als in jenen mit Zeit­
zählung. 

Ferngespräche D i e Gebühren für Ferngespräche 
sind in al len Ländern nach Entfernungen gestaffelt. D i e 
Zoneneintei lung ist allerdings sehr verschieden. In ein­
zelnen Ländern erreicht der Ferngesprächstarif schon 
zwischen 50 km und 100 km seinen obersten Wert 
(Schweiz, Belgien), in anderen geht die Zoneneintei lung 
viel weiter Die Höhe der Tarife weicht stark vonein­
ander ab. In der vollautomatisierten Schweiz und in 
Belgien sind sie mit Abstand am niedrigsten; in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Österreich am höch­
sten. So kostet z B. ein Dreiminutengespräch in einer 
Entfernung von 200 km in der Schweiz knapp 6 S. 
in Belgien 5 50 S, in Österreich 13 20 S und in Deutsch­
land 14 90 S 

D i e Gebühren für Ferngespräche orientieren sich 
in Österreich noch an den hohen Baukosten für ein 
Fernnetz alter Art. Vor Anwendung der Träger fr e-
quenztechnik kostete der Ausbau des Fernnetzes (je A n ­
schluß) nahezu ebensoviel wie das Ortsnetz Inzwischen 
sind die Baukosten der Fernverbindungen stark gesun­
ken. D i e hohen Tarife für Entfernungen über 100 km 
drohen die Vorteile der Automatisierung der Fernwahl 
zunichte zu machen. D i e Gestaltung der Ferntarife wird 
allerdings durch spezifische Probleme des Österreichi­
schen T'elefonnetzes erschwert Nahezu die Hälf te aller 

Tei lnehmer befindet sich im Ortsnetz W i e n und kann 
ohne Inanspruchnahme der Fernwahl miteinander spre­
chen. D a es in keinem anderen europäischen Land e ine 
ähnliche Ballung von Tei lnehmern gibt, kann schon aus 
diesem Grund das Fernnetz in Österreich nicht in dem 
U m f a n g beansprucht werden wie in anderen Ländern 

Die Vorteile der Automatisierung 

D i e w i r t s c h a f t l i c h e n V o r t e i l e der A u t o m a t i s i e ­
r u n g des F e r n s p r e c h v e r k e h r s s i n d nur z u m T e i l u n ­
mit te lbar meßbar . K o s t e n s e n k u n g e n d u r c h P e r s o n a l ­
e i n s p a r u n g e n , l e i s t u n g s f ä h i g e r e u n d b i l l i g e r e A n ­
l a g e n s o w i e d i e V e r r i n g e r u n g der f ixen K o s t e n 
d u r c h A u s w e i t u n g der T e ü n e h m e i z a h l la s sen s i c h 
a n n ä h e r n d v o r h e r s a g e n D i e A u s w i r k u n g e n der 
m a n n i g f a l t i g e n V o r t e i l e der A u t o m a t i s i e r u n g a u f 
d i e N a c h f r a g e der K o n s u m e n t e n k a n n m a n nur a n 
H a n d der E n t w i c k l u n g in a n d e r e n L ä n d e r n 
schätzen.. 

Kostensenkung durch rationelleren Betrieb 

Der g e s a m t e P e r s o n a l s t a n d i m F e r n m e l d e s e k ­
tor der ö s t e r r e i c h i s c h e n P o s t - u n d T e l e g r a p h e n v e r ­
w a l t u n g h a t v o n 1 9 5 0 bis 1958 u m 10 7 % z u g e n o m ­
m e n , d i e Z a h l der F e r n s p r e c h - H a u p t a n s c h l ü s s e u m 
4 1 4 % I m J a h r e 1950 ent f ie len auf e i n e n B e d i e n ­
s t e t e n 24 9 H a u p t a n s c h l ü s s e , 1958 31 8 A u ß e r d e m 
w u r d e e in T e i l des z u s ä t z l i c h e n P e r s o n a l s t a n d e s für 
n e u e A u f g a b e n h e r a n g e z o g e n , w i e z B für d e n B a u 
u n d d e n B e t r i e b der R i c h t f u n k s t a t i o n e n , der K o ­
a x i a l k a b e l - u n d T r ä g e r f r e q u e n z a n l a g e n , d e n w a c h ­
s e n d e n F e r n s c h r e i b v e r k e h r u. a m Ferner m u ß d a s 
P e r s o n a l n i c h t nur d i e E i n r i c h t u n g e n i n s t a n d h a l t e n 
u n d ü b e r w a c h e n s o w i e T e i l n e h m e r a n s c h l ü s s e h e r ­
s t e l l en , s o n d e r n w i r d immer mehr zu I n v e s t i t i o n s ­
a r b e i t e n h e r a n g e z o g e n , w e i l e s a n g e s c h u l t e n F a c h ­
k r ä f t e n m a n g e l t 

D i e P e r s o n a l e i n s p a r u n g e n i m r e i n e n V e r m i t t ­
l u n g s d i e n s t f a l l e n b e s o n d e r s auf V o n 1947 bis 1 9 5 8 
s a n k der S t a n d a n V e r m i t t l u n g s k r ä f t e n v o n 2 8 3 2 

Übersicht 10 
Personalbewegung im Fernmeldesektor1) 

Jahr Personal Vermittlungs­ Hauptanschlüsse 
insgesamt kräfte Zahl je Bediensteten 

1947 . . 2832 196 763 
1948 . 2 732 219 164 
1949 . 2 693 241.491 
1950 . . 10 497 2.629 261 362 24"9 
1951 . . 10.421 2.562 267 550 25 7 
1952 10.592 2 471 268.952 25 3 
1953 10 988 2.402 275 580 266 
1954 . 10 704 2.235 287 316 26 8 
1955 11.006 2_119 300.006 27 3 
1956 U273 1 922 320 714 28 4 
1957 . . . 11354 1.732 344.099 30 3 
1958 . . 11618 1695 369 626 31 8 

Q: Gcneraldirekdoa für die Post-- und Telegraphen Verwaltung, — ') Stand: jeweils 
31 Dezember 
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auf 1 695 oder um 4 0 % I n der gleichen Zei t n a h m 
die Z a h l der Hauptanschlüsse u m 9 8 % zu; es m u ß ­
ten nur etwas mehr als 300 technische Kräf te zur 
Be t reuung der neuen A n l a g e n eingestell t werden. 

Die Vergleichszahlen anderer Länder zeigen, 
d a ß die Rat ional is ierung des Fernmeldeverkehrs in 
Österreich schon weit fortgeschri t ten ist I n Öster­
reich entfal len weit mehr Telefonanschlüsse auf 
einen Bediensteten als e twa in der Bundesrepubl ik 
Deutsch land oder in Frankreich. Die günst igeren 
Zah l en für die Nieder lande , Schweden u n d die 
Schweiz deuten die zusätzlichen Rat ional is ierungs-
möglichkeiten im Z u g e der wei teren Automat is ie ­
r u n g an. 

Übersicht 11 

Hauptanschlüsse je Beschäftigten in einigen 
Ländern1) 

Schweiz : 119 3 
Niederlande 58 6 
Schweden 54 4 
Österreich . . . 30 3 
Frankreich 21 6 
Dänemark . . . . 19 8 
Bundesrepublik Deutschland 16 5 

J ) 195 7. 

I m Ortsverkehr fallen die Personale insparun­
gen durch die Automat i s ie rung besonders ins G e ­
wicht N a c h verschiedenen Berechnungen, die in 
Österreich u n d in Deutschland angestell t wurden , 
w e r d e n d ie Investi t ionskosten der automatischen 
W ä h l e i n r i c h t u n g schon in ein bis zwei Jah ren durch 
E inspa rungen beim Persona laufwand amort is ier t 

I m Über landverkehr w u r d e die Automat is ie ­
r u n g erst durch d ie Entwicklung der T räge r f r e ­
quenztechnik prakt isch möglich, weil sie die Le i ­
tungskosten je Sprechverb indung auf einen Bruch­
teil senkte 1 ) 

*) Auf den traditionellen Fernkabeln konnten früher nur 
drei Gespräche auf zwei Leitungspaaren übertragen werden 
Für jede Sprech Verbindung waren etwa 13 kg Kupfer je km 
erforderlich. Da der automatische Fernwahl verkehr {etwa zwi­
schen den Landeshauptstädten) nur durchführbar ist, wenn 
gleichzeitig viele hundert Sprechverbindungen verfügbar sind, 
wäre es praktisch unmöglich gewesen, Fernkabel mit einer 
derartigen Kapazität zu verlegen Die moderne Trägerfre-
quenztechnik erlaubt eine viel höhere Ausnutzung der Lei­
tungen Das österreichische Koaxialkabel kann beispielsweise 
auf zwei Koaxialleitungen gleichzeitig 960 Sprechkanäle über­
tragen Der Kupferbedarf je Sprechkanal beträgt 0'45 kg je 
km oder kaum 4 % jenes der alten Methode Teilweise (wie 
z B. zwischen Graz und Klagenfurt) bedient man sich an 
Stelle von Fernkabeln der modernen Richtfunktechnik, die 
mit Wellen im Dezimeter- und Zentimeterbereich arbeitet 
Die Investitionskosten je km Sprechverbindung sind bei die­
sem Verfahren annähernd gleich hoch wie beim Koaxial­
kabel; sie betragen nicht viel mehr als ein Zehntel der 
Kosten für die früher üblichen Fernkabel. 

Bedarfsausweitung durch Automatis ierung 

Die Automat i s i e rung des Telefonverkehrs ver­
größer t den Nutzen des Telefons für den Te i lneh­
mer . I m Ortsverkehr ist die Benützung des Telefons 
in den handbed ien ten Zen t r a l en an d ie Dienst­
s tunden gebunden. I n kle ineren Orten konnten da ­
her die Tei lnehmer ihr Telefon bestenfalls acht 
S tunden tägl ich benützen, a n Sonn- oder Feier­
tagen oft übe rhaup t n icht Nur in größeren Orten, 
mit entsprechend großer Tei lnehmer zahl, die einen 
Dauerbe t r ieb der Vermi t t lung rentierte , war das 
Telefon jederzei t benutzbar. I m Über landverkehr 
konnten Gespräche nur mit mehr oder weniger l an­
gen War teze i t en vermit te l t we rden ; beschränkte 
Diens ts tunden in der Vermi t t lung des Anrufers 
oder des Empfängers des Gespräches erschwerten 
und verzögerten die Hers te l lung der Sprechverbin­
dung 

Diese Nachte i le t rafen vor al lem die Provinz 
u n d minder t en den Anre iz zum eigenen Telefon. 
Die ungewöhnl ich ger inge Telefondichte außer ­
ha lb der g rößeren Or t e war bisher zweifellos auf 
den ger ingen Nutzungswer t u n d die beschränkten 
Möglichkei ten des Telefons zurückzuführen 

Durch die Automat i s i e rung wird jeder Te l e ­
fonanschluß ein vollwertiges, jederzeit benutzbares 
Nachrichtenmit te l . Die War teze i t en im Fernver ­
kehr, die Beh inderung durch beschränkte Dienst­
s tunden sowie der Zei tver lus t u n d die M ü h e bei der 
A n m e l d u n g eines Ferngespräches entfal len 

Die E r fah rungen in a n d e r e n L ä n d e r n zeigen, 
d a ß diese Vortei le n icht nur die Nachf rage nach 
Fernsprechanschlüssen zusätzlich anregen, sondern 
auch die Ausnu tzung der vo rhandenen An lagen 
steigern Die rasche Z u n a h m e der Nachf rage nach 
Anschlüssen u n d die hohe Ausnutzung der Anlagen 
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Einnahmen aus Lernsprechgebühren in den 
Direktionsbereichen 
a) Vollautomatisicite Bundesländer 

Tirol, Vlbg. Kärnten Salzburg 
1.000 s 

Insgesamt 

1954 . . 55.915 30.078 38 419 124 412 
1955 . 62 995 36.669 47623 147 287 
1956. 72 954 39 727 43.625 156.306 
1957 . . 85.751 44 751 50.877 181 379 
1958 96.832 40.195 59 909 206.936 

b) Nicht vollautomatisierte Bundesländer 
Steiermark O. Ö Wien.N Ö. 

Bgld 
Insgesamt 

1954 62.914 69 749 377 709 510.372 
1955 . . 68.175 77 605 399 541 545,321 
1956 . . 70.443 78.954 421 293 570..690 
1957. . . 77588 86.312 449 315 613.195 
1958. . . . 87 407 98.997 488.213 674 617 

Q: Generaldirektion für die Post- und Telegraphen Verwaltung (Buchhaltung). 
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in den westlichen Bundes ländern , wo mit der 
Automat i s ie rung begonnen wurde , bestät igen diese 
E r fah rungen Seit 1954 sind die E i n n a h m e n a n 
Fernsprechgebühren in ganz Österreich u m 38 9 % 
gestiegen, u n d zwar im automatis ier ten Bereich 
(Tirol, Vorar lberg , Kärn ten u n d Salzburg) um 
66 3 % und in den nicht oder nur beschränkt au to­
mat is ier ten Gebie ten (Steiermark, Oberösterreich, 
W i e n , Nieder Österreich u n d Buigen land) u m 32 2 % . 

Auch die Angaben über Z a h l u n d Dauer der 
Sprechverb indungen zeigen eine sprunghaf te Z u ­
n a h m e des Selbs twähl-Fernverkehrs als Folge der 
Automat i s ie rung In drei J a h i e n erreichte die Z a h l 
der Gebührens tunden im Selbstwähl-Fernverkehr 
14 3 M i l l , die handvermi t t e l t en Ferngespräche 
gingen aber nur um 0 3 Mill S tunden zurück 1 ) 

Übersicht 13 

Fernsprechverkehr im Inland 
Automatischer 

Jahr Ortsverkehr 

1954 
1955 
1956 
1957 
1958 

17 18 
20 22 
19 07 
19 69 
20 26 

Außen- und 
Ortsverkehr 

mit be­
schränktem 
Fernverkehr 

Mill Gebührenstunden 

0 73 
0 74 
0 76 

Selbstwähl-
Fernverkehr 

4 02 
8 10 

14 36 

Handvermitt elter 
Otts verkehr Fernverkehr 

1 000 Gespräche Mill Stunden 

1 146 3 
691 4 
728 2 
727 1 
718 1 

1 51 
1 45 
I 33 
1 24 
1 17 

D i e Rentabilität der Investitionen 
Die Rentabi l i tä t von Invest i t ionen im öster­

reichischen Telefonnetz kann m a n an H a n d bisheri­
ger Betr iebser gebnisse, von Angaben über die 
durchschni t t l ichen Investi t ionskosten j e H a u p t ­
anschluß u n d betr iebswir tschaftlich ver tr etbar er 
A n n a h m e n über Amort i sa t ion u n d Verz insung des 
invest ier ten Kapi ta ls annähe rnd abgrenzen 

Die ös ter re ich ische Post- u n d Te leg raphenve r ­
wa l tung beziffert die Investi t ionskosten j e H a u p t ­
anschluß (zu L ö h n e n u n d Pre isen von A n f a n g 1959) 
mit e twa 10 000 S I n diesem Bet rage sind die beim 
N e u b a u von Einr ichtungen und Kabel Verbindungen 
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Investitionskosten je Hauptanschluß 

Ortsnetz- und Vermittlungskabel 
Wcitverkehrskabel . . . . . 
Verstärker- und Trägerfrequenzeinrichtungen 
Ort6vermitdungseinrichtungen und Apparate 
Vermitdungseinrichrungen für Weitverkehr 

S 
4.000 
1 253 

937 
3,500 

300 

Insgesamt . 9 900 

*) Die beiden Zahlen Gebühteitstunden im automatischen 
Fernverkehr und Gesprächsstunden im handvermittelten Ver­
kehr sind allerdings wegen der unterschiedlichen Tarifbehand-
lung nicht unmittelbar vergleichbar Größenordnungsmäßig 
entsprechen die 0 3 Mill. Gesprächs stunden im handvermittel­
ten Fernverkehr etwa 1 5 Mill Gebührenstunden 

üblicherweise vorgesehenen Kapazi tätsreserven, d i e 
erst später ausgenützt werden , nicht e inkalkul ier t 

Die durchschnit t l iche Amort isat ionsquote w i i d 
entsprechend der Lebensdauer der einzelnen A n l a ­
genteile u n d ih rem Ante i l an den gesamten Inves t i ­
t ionskosten mit 4 % angegeben Sie ist zwar n i ed ­
riger als in der Kostenrechnung anderer L ä n d e r , 
die teilweise mit 6 % u n d 7 % Amort isa t ion rechnen 
Die prakt ischen Er fah rungen haben aber bewiesen, 
daß die ta tsächl iche duchschnit t l iche Lebensdauer 
der An lagen 25 Jah re weit übersteigt. 

Die Verzinsung des Anlagekap i ta l s wurde m i t 
7 % angenommen, d ie Betr iebsaufwendungen m i t 
der ta tsächl ichen Höhe , die sie im J a h r e 1958 e r ­
reichten, wobei a l lerdings der Ante i l der Pens ions­
aufwendungen ausgeschieden wurde 2 ) 

Der Aufwand je Haup tansch luß (an Betr iebs­
ausgaben, Amort i sa t ion u n d Verzinsung) be t r äg t 
nach dieser Kalkula t ion 2 218 S Die durchschni t t ­
l ichen Betr iebse innahmen w u r d e n in der Höhe des 
Jahres 1957 angenommen N a c h der obigen Kosten­
ver rechnung verbleiben fast 1 9 % der Bru t toe innah­
men oder 516 S je Haup tansch luß als Betr iebsüber­
schuß 

Übersicht 15 

Kosten- und Ertragsrechnung je Hauptanschluß 

s 
400 
350 

1.468 
2 218 
2.734 

516 

Amortisation 4% . . . . . . 
Verzinsung 7% vom mittleren Anlagewert 
Betriebsaufwendungen (ohne Pensionen)1) 

Aufwendungen insgesamt . . . 

Betriebseinnahmen1) 

Überschuß 
•) In den Betriehsaufwendungen und Betriebseinnahmen sind die Aufwendungen für 

und die Einnahmen aus Feinschrcib- und Telegraphen verkehr usw mit enthalten weil sie 
bei den Aufwendungen nicht getrennt werden konnten 

Diese globale Kalkula t ion kann nur A n n ä h e ­
rungswer te l iefern Sie enthä l t einige Reserven, d ie 
das Ergebnis eher noch günstiger beeinflussen w ü r ­
den So sind die E i n n a h m e n je H a u p t a n s c h l u ß 
schon im Jahre 1958 weiter gestiegen. D i e T e n d e n z 
zur steigenden Ausnutzung der Telefonanlagen h ä l t 
an u n d wird durch die rest l iche Automat i s i e rung 
vers tärkt werden M a n wird daher in Zukunf t we i ­
ter mit wachsenden Durchschni t t se innahmen rech­
nen können. In den laufenden Betr iebsausgaben 

2 ) Die Pensionslasten wurden ausgeschieden, weil sie die 
betriebswirtschaftliche Kalkulation verzerren würden An 
Stelle der Pensionsaufwendungen wäre ein Betrag einzu­
setzen, der etwa den Unter nehme rbeiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung entspricht. Da diese Berechnung prak­
tisch nicht exakt möglich war, wurde sie in der obigen Kal­
kulation vernachlässigt Das ausgewiesene Endergebnis dürfte 
dadurch um maximal 10% überhöht sein 
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sind überdies derzeit zum Teil noch investitionsähn­
liche Aufwendungen mit enthalten, weil sich Inve­
stitionen und Instandhaltung bei den oft stark über­
alterten Anlagen nur schwer trennen lassen 

Jedenfalls zeigt die Kalkulation, daß der Aus­
bau und die Automatisierung des Telefonnetzes zu 
den wirtschaftlich ertragreichen Investitionen zählt 
und auch mit marktgerechter Verzinsung und 
Amortisation des investierten Kapitals durchge­
führt werden könnte 

Probleme der Investitionsfinanzierung 
Die finanzielle Gebarung der Bundesbetriebe 

wird über das Bundesbudget geführt Dadurch 
gehen die betriebswirtschaftlichen Zusammenhänge 
zwischen Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft für 
die Betriebe verloren. Sie haben weder eine Ver­
anlassung noch die Möglichkeit, ihre Ausgaben­
politik auf die Ertragslage abzustimmen, Eigen­
finanzierung der Investitionen zu versuchen oder, 
gestützt auf eine gesunde Ertragslage, Fremdkapital 
zur Finanzierung aussichtsreicher Projekte heran­
zuziehen Die Bundesbetriebe sind ohne Rücksicht 
auf ihre Ertragslage Jahr für Jahr auf die um­
kämpften Mittel aus dem Bundeshaushalt angewie­
sen. Die starken Schwankungen der Investitions­
ausgaben im Bundesbudget und die konkurrierenden 
Ansprüche der einzelnen Ressorts bringen weitere 
Unsicher heitsfaktoren und beeinträchtigen eine 
zielstrebige längerfristige Investitionspolitik 

Die Trennung der Investitionspolitik von be­
triebswirtschaftlichen Ertragsüberlegungen mag für 
jene Bundesbetriebe, die aus bestimmten Gründen 
ohne Ertrag oder sogar mit Verlust arbeiten (so­
ziale Tarifpolitik aus gesamtwirtschaftlichen Mo­
tiven) sehr von Vorteil sein, weil sie weder über 
eigene Erträge verfügen, noch die Kosten von 
Fremdkapital tragen könnten Einen stark expan­
siven und wirtschaftlich tragfähigen Betrieb wie 
den Fernmeldesektoi der. Post- und Telegraphen­
verwaltung hemmt aber diese Art der Wirtschafts­
führung in seiner Entwicklung. Unter normalen 
wirtschaftlichen Bedingungen könnte er seinen 
Aufbau und Ausbau aus eigener Kr aft weit i ascher 
bewältigen als in den engen Grenzen der Budget­
finanzierung Die bisherige Entwicklung der In­
vestitionen im Fernmeldesektor zeigt dies deutlich 
Die verfügbaren Mittel reichen nicht aus, die In­
vestitionen können mit dem Bedarf nicht Schritt 
halten. Sie schwanken von Jahr zu Jahr und er­
schweren damit die zeitgerechte Planung und die 
Bestellung der Investitionsgüter Daraus folgen Be­
schäftigungsprobleme in der Lieferindustrie, die 

mit einem Großteil ihrer Kapazität an öffentliche 
Auftrage gebunden ist und Auftragsschwankungen 
kaum auffangen kann 

Auf Grund seiner Ertragslage könnte der 
Fernmeldesektor ohne Zweifel durch Eigenfinan­
zierung und Fremdkapital rascher und zweckmä­
ßiger seine Investitionen verwirklichen, als dies 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen der Fall 
ist An Stelle anonymer staatlicher Investitions­
anleihen, deren Rückzahlung und Zinsendienst das 
Bundesbudget übernimmt, wäre auch ein unmittel­
barer Kontakt des Anleihewerbers mit dem Kapital­
markt denkbar Die Schweizer Postanleihe aus dem 
Jahre 1953 war ein erster Schritt in dieser Rich­
tung, Sicher würde auch der heimische Kapital­
markt der Anleihe eines gut fundierten öffentlichen 
Betriebes genügend Interesse entgegenbringen 

Es ist nicht sicher, ob die Ansätze des neuen 
Investitionsprogrammes durch Budgetzuwendungen 
tatsächlich realisiert weiden können Selbst wenn 
dieses Programm voll erfüllt wird, reicht es aber 
nicht aus, die notwendigen Investitionen der Auto­
matisierung binnen kurzem abzuschließen und die 
künftige Nachfrage zu decken 

Das Investitionsprogramm 1959 bis 1968 
Das langfristige Investitionsprogramm der 

Bundesregierung vom Jahre 1954 läuft im Jahre 
1960 aus. Die ursprünglich vorgesehenen Fem­
meldeinvestitionen von 14 Mrd S erwiesen sich 
als unzureichend. Insbesondere war es unmöglich, 
wie ursprünglich vorgesehen, das Wiener Telefon­
netz aus laufenden Mitteln, ohne Zuwendungen aus 
dem Investitionsprogramm zu modernisieren und zu 
erweitern Das Tempo des Ausbaues konnte mit der 
Nachfrage nicht Schritt halten, neue Aufgaben wie 
z. B. der Aufbau des Richtfunknetzes kamen hinzu 

Um den geänderten Verhältnissen Rechnung 
zu tragen, erstellte die Post- und Telegraphenver­
waltung für die Zeit von 1959 bis 1968 ein neues 
Investitionsprogramm, das in zwei Etappen von je 
fünf Jahren verwirklicht werden soll und Gesamt­
ausgaben für Fernmeldeinvestitionen von 3 3 Mrd S 
vorsieht. 

Im ersten Abschnitt — von 19.59 bis 1963 — 
sollen die vordringlichen Investitionen durchge­
führt werden, Dazu rechnet man vor allem den für 
die Automatisierung notwendigen Austausch der 
letzten acht alten Zentralen in Wien, den Ausbau 
des Teilnehmerkabelnetzes und den Aufbau der für 
die Fernwahl erforderlichen Kabelverbindungen, 
die Errichtung neuer Zentralen in den Randgebie-
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ten von W i e n u n d den Ausbau der „Netzgruppe 
W i e n " mit den V e r b u n d ä m t e r n des nähe ren W i e ­
ner Bereiches (Korneuburg, Tul ln , Ganserndorf , 
Baden u a ) Gleichzeitig sollen auch die Ne tzg rup ­
pen Graz, Linz, Bruck/Mur , Ried u n d St Pöl ten 
ausgebaut werden 

Die Erwei terungsarbei ten sollen in der ersten 
E t a p p e einen Tei lnehmer Zuwachs um 105 000 
Hauptanschlüsse ermöglichen, das sind 21 000 je 
Jahr bzw eine durchschnit t l iche Zuwachs ra t e von 
5 % Etwas über ein Dri t te l des Zuwachses rechnet 
m a n für die Deckung des Nachholbedarfes , so d a ß 
für den laufenden Bedarfszuwachs in fünf Jah ren 
67 000 zusätzliche Anschlüsse verbleiben, das sind 
1 8 % des Standes von 1958 oder ein durchschni t t ­
licher Zuwachs von rund 3 % . 

Die gesamten Aufwendungen in der ersten 
E t a p p e des neuen Invest i t ionsprogrammes sollen 
1 9 M r d S be t ragen 
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Das Investitionsprogramm 1959 bis 19681) 
Insgesamt 1 leil IL leil 

Vorhahen 1959-1968 1959-1963 1964-1968 
Mill S 

Automatisierung des Otts- und Fern­
verkehrs in den resdichen 18 Netz­
gruppen . . . . . . . 625 740 

Ortsnetz Wien, Ausbau und Ieilneh-
merzuwachs . . . . 730 

r eilnehmerzuwachs im Ortsverkehr in 
den Bundesländern 360 

235 

380 

Richtfunk 205 

1.365 

965 

740 

205 

Insgesamt 1.920 3.275 

')Op. d f , a s . O S..29 

In der zweiten E tappe des Invest i t ionspro­
grammes (1964 bis 1968) sollen die rest l ichen zwölf 
Ne tzg ruppen in den Bundes ländern (Amstet ten, 
Biuck/Lei tha , Freis tadt , Ha r tbe rg , Ho l l ab runn , J u ­
denburg , Kirchdorf, Leibnitz, Liezen, Mistelbach, 
Vöklabruck u n d Zwet t l ) ausgebaut we iden , wo 
noch über 20 000 Tei lnehmer an H a n d v e r m i t t l u n -
gen angeschlossen sind 

In W i e n soll für einen wei teren Te i lnehmer ­
zuwachs von 45.000 Hauptanschlüssen, in a l len 
übr igen Bundes ländern von zusammen 50 000 
Hauptanschlüssen , vorgesorgt werden. Das bedeute t 
für ganz Österreich eine Zuwachs ra t e von 4 % je 
J ah r Die gesamten Ausgaben in der zweiten 
E tappe sollen k n a p p 1 4 Mrd.. S erreichen 

Unzureichende Vorsorge für den Bedarfszuwachs 
Das Inves t i t ionsprogramm für den Fe rnme lde ­

sektor leidet offensichtlich darunter , d a ß es den aus 
dem a. o. Budget erhofften Mi t te ln angepaß t w u r d e 

u n d nicht den wirtschaft l ichen Erfordernissen D i e 
Fachleute sind sich darüber einig, d a ß der vol le 
wirtschaft l iche Erfolg der Automat i s ie rung erst 
eintreten kann, w e n n die wichtigsten Tei le des 
Netzes fertig sind. Es wi rd noch mindestens fünf 
Jah re dauern , bis d ie Arbe i ten in W i e n u n d zehn 
J a h r e bis sie in Niederösterre ich, Oberösterre ich 
u n d Steiermark abgeschlossen sein werden E r f ah ­
rungsgemäß wird m a n mit erhebl ichen Verzöge­
rungen rechnen müssen, weil die vorgesehenen M i t ­
tel nicht immer voll verfügbar sein we rden u n d 
weil die Nachfrageentwicklung Ä n d e r u n g e n des 
P lanes ve r l angen wi rd Ein Te i l der Mi t te l w i rd 
unvorhergesehen in die schon automatis ier ten G e ­
biete (Kärnten, T i ro l usw ) abgezweigt we rden müs ­
sen Dort stieg der Bedarf rascher als m a n a n n a h m 
u n d d a die Kapazi tä tsreserven der vor wenigen 
Jah ren err ichteten A n l a g e n zum Tei l bereits aus­
geschöpft sind, w e r d e n jetzt schon umfangre iche 
Erwei te rungen der A n l a g e n notwendig. 

Als weiteres Kri ter ium am Invest i t ionspro­
g ramm m u ß festgehalten werden , daß — vermut ­
lich um den Invest i t ionsbedarf realistisch an d i e 
erhofften Mit te l anzupassen — der Bedarfszuwachs 
in den nächsten zehn Jahren zu n iedr ig angenom­
men w u r d e Obwohl in den letzten fünf J a h r e n 
(von 1954 bis 1958) der Zuwachs der H a u p t a n ­
schlüsse um 3 5 % nicht ausreichte, d e n Nachho l ­
bedarf zu beseit igen oder erheblich zu ver r ingern , 
rechnet m a n damit , d a ß durch einen 2 8 % i g e n Z u ­
wachs in den nächsten fünf Jahren n ich t nur der 
laufende Zuwachs gedeckt, sondern auch der b e ­
s tehende Mange l a n Anschlüssen beseitigt we rden 
könnte A u c h die für die folgenden fünf Jahre v o n 
1964 bis 1968 vorgesehene Auswei tung u m je 4°/o 
p ro Jahr dürf te vornehml ich aus finanziellen E r ­
wägungen so n iedr ig angesetzt worden sein, d e n n 
sie ist niedriger als die seit J ah rzehn ten nahezu u n ­
veränder ten Zuwachsra ten in anderen Ländern , d i e 
durchwegs zwischen 6 % u n d 8 % liegen Sie be ­
rücksichtigt keinesfalls die zu e rwar t enden Impulse 
der Nachf rage nach Fernsprechanschlüssen, d i e 
nach der vol len Automat i s ie rung zu e rwar ten s ind 
u n d in den westl ichen Bundes ländern d ie Voraus ­
sagen inzwischen längs t übertroffen haben 

Ubersicht 17 

Zunahme der Hauptanschlüsse laut Investitions­
programm 

Wien 

1959/1963 
1964/1968 

55 000 
45.000 

Übriges 
Bundesgebiet 

50 000 
50.000 

Österreich 
rnsgesamt 

105..000 
95.000 

Insgesamt. 100 000 100 000 200 000 
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Grenzen des Bedarfszuwachses 

Die bisherige Entwicklung der Nachfrage nach 
Fernsprechanschlüssen in Österreich, der vorhan­
dene ungedeckte Bedarf, die in Westösterreich be­
reits sichtbaren Auswirkungen der Automatisierung 
auf die Nachfrage und schließlich die überzeugen­
den inter nationalen Er fahr ungen wür den einen 
höheren Investitionsaufwand rechtfertigen als im 
Investitionsprogramm der Postverwaltung vorge­
sehen ist Eine vorsichtige Schätzung, die sich an 
der Untergrenze der internationalen Erfahrungs­
sätze bewegt und die österreichische Entwicklung 
der letzten Jahre abgeschwächt extrapoliert, ergäbe 
eine Zuwachsrate von 6% Selbst die Annahme 
einer 7%igen Zuwachsrate wäre zumindest für die 
nächsten fünf Jahre durchaus realistisch. 
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Schätzung des künftigen 7e i lnehmerZuwachses 

rnvcstitionsprograrnm Tnetirutsberechnung 

der Post Variante I Variante JI Zahl') Zuwachs­ Zahl1) Zuwachs­ Zahl") Zuwachs­
rate % rate % rate % 

Stand Ende 1958. 369 600 369.600 369300 
Zuwachs 

1959/1963 105 000 5 0 125.000 6 0 148 800 7 0 
1964/1968 . 95 000 3 7 167.300 6 0 175.300 6 0 
1959/1968... 200 000 4 0 292 300 6 0 324 100 6 5 

Stand Ende 1968. 569 600 54 2») 661 90D 79 1') 693 700 87 7») 

*) Hauptanschlüsse — ') Zuwachs seit 1958. 

Die Durchrechnung des Bedarfszuwachses mit 
den beiden oben genannten Zuwachsraten weicht 
stark von den Annahmen im Investitionspiogramm 
der Post ab Ein 6%iger Bedarfszuwachs würde in 
den nächsten zehn Jahren 292 000 neue Hauptan­
schlüsse erfordern, die zweite Variante (fünf Jahre 
zu 7%, weitere fünf Jahre zu 6%) sogar 324 000, 
das sind um 92 000 und 124 000 (46% und 62%) 
mein als in der Vorausschätzung der Postverwal­
tung 

Der zusätzliche Investitionsbedarf würde bei 
den beiden Varianten, wenn man die Angaben der 
Postverwaltung über die Kosten einer Teilnehmer­
stelle zugrunde legt, etwa 922 Mill S oder 1 240 
Mill S betragen und den vorgesehenen gesamten 
Investitionsaufwand (einschließlich der geplanten 
Ersatzinvestitionen) von 3 3 Mrd. S auf 4 2 Mrd S, 
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Zusatzlicher luvestitionsbedarf 

Periode Investition*- Zusätzlicher Bedarf) 
Programm') Variante 1 Variante U 

Mill S 

1959/1963 1920 199 8 437 6 
1964/1968 . . 1.355 722_3 302 2 

Insgesamt. 3 275 922'1 1 239'8 
')Op. cit. — ») Bedarf für einen größcicn leünehmerzuwachs. 

oder 4 5 Mrd S erhöhen Mit 2 8 % oder 3 8 % mehr 
Investitionsaufwand könnten demnach 46% oder 
62% mehr Hauptanschlüsse errichtet werden. 

Betriebswirtschaftlich wäre die Verzinsung 
und Amortisation des zusätzlichen Kapitalbedarfes 
nicht schwierig Die Gesamteinnahmen stiegen auch 
bisher (ohne Tariferhöhung) stärker als die Teil­
nehmerzahl Die Automation wird diese Tendenz 
eher noch verstärken, die laufenden Betriebskosten 
aber senken Da schon jetzt die Einnahmenüber­
schüsse bei weitem ausreichen würden, Zinsen und 
Amortisation von Fremdkapital zu decken, wäre es 
künftig noch leichter möglich 

Die Gefahr von Überinvestitionen besteht 
kaum Derzeit gibt es fast keine Kapazitätsreserven 
in den vorhandenen Anlagen Selbst eine kräftige 
Überschätzung des Bedarfszuwachses hätte höch­
stens zur Folge, daß die für einen ungestörten Be­
trieb nötigen Anschluß- und Leitungsreserven ge­
bildet werden konnten Da die Entwicklung des 
Telefonwesens in den letzten Jahrzehnten, selbst 
in Wirtschaftskrisen nicht stagnierte, darf man in 
Zukunft mit einer ähnlichen Entwicklung rechnen 
Kapazitätsüber Schüsse dur ch Uber Investitionen 
würden schon in wenigen Jahren durch den weiter 
wachsenden Bedarf aufgesaugt werden 

Fernsprechinvestitionen und heimische Telefon-
industtie 

Die österreichische Telefonindustrie umfaßt 
vier Unternehmungen mit etwa 9.000 Beschäftigten 
Einige Firmen erzeugen nicht nur Telefoneinrich­
tungen, sondern auch andere Produkte der 
Schwachstromtechnik. Mit der Herstellung von Er­
zeugnissen des Telefonsektors sind annähernd 5 000 
Arbeitskräfte beschäftigt. Der Anteil der Umsätze 
im Telefonsektor am Gesamtumsatz der vier Fir­
men ist etwas geringer, Im Jahre 1957 betrug 
er 47%,. 
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Umsätze der 7elefonindustrie 

Jahr Gesamtumsätze Davon im lelefon- Davon für Lieferun-
sektor gen an die Post 

nominell real1) nominell real") nominell real1) 
Mill. S 

1953 . . . . . 365 1 365 1 172 8 172 8 89 2 89 2 
1954 398 1 398 t 186 5 186 5 89 9 89 9 
1955 493 6 460 0 232 9 210 4 110 2 94 3 
1956 623 0 592 9 326 8 298 2 182 0 156 5 
1957 688 5 609 0 320 8 261 5 184 7 164 4 

Q: Fachverband der Elektroindustrie — J ) Zu Preisen von 1954 

Die Konjunktur läge dieser vier Firmen hängt 
weitgehend von der Entwicklung der öffentlichen 
Aufträge ab In den Jahren 1956 und 1957 entfielen 
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53°/o und 6 3 % der gesamten Telefonumsätze auf 
Lieferungen an die österreichische Pos tverwal tung 
Tatsächl ich sind die F i rmen aber noch viel starker 
auf öffentliche Bestel lungen angewiesen. Der A b ­
satz von Telefoneinr ichtungen an d ie pr iva te W i r t ­
schaft häng t nämlich ebenfalls wei tgehend von der 
Entwicklung der öffentlichen Auf t räge ab Neben­
stel lenanlagen für Behörden u n d Betriebe we rden 
von den Kunden nur bestellt, wenn die öffentliche 
Te le fonverwal tung genügend neue Anschlußstel len 
schafft Seit J a h r e n entwickeln sich in Österreich 
u n d in anderen L ä n d e r n Hauptanschlüsse u n d 
Sprechstel len in Nebenan l agen auffal lend paral le l 
Rückläufige Bestel lungen der öffentlichen H a n d lö­
sen daher auch Rückschläge der pr iva ten N a c h ­
frage aus. 

Auf t ragsschwankungen im In l and können nur 
vereinzelt durch Expor t l ie ferungen ausgeglichen 
werden , weil sie auf große technische Schwierig­
keiten stoßen Die in F r a g e kommenden Expor t ­
länder ve rwenden voneinander verschiedene T e l e ­
fonsysteme, die in Österreich normalerweise nicht 

erzeugt werden Produkt ionsumste l lungen lohnen 
aber nicht, weil die Auf t r äge meist nicht g r o ß 
genug sind, die zusätzlichen Kosten zu decken. 
A u ß e r d e m ist die in te rna t iona le Konkurrenz sehr 
stark Expor t l ie ferungen beschränken sich daher 
meist auf Einzeltei le oder auf Te le fonappara te 

D a die Telefonindust r ie durchwegs hochqual i ­
fizierte Facharbei ter beschäftigt, die e ine lange A n ­
lernzeit benötigen, kann sie bei Auf t ragsschwan­
kungen ihren Beschäft igtenstand nicht kurzfristig 
anpassen Vor a l lem die budget technisch bedingten , 
mehr oder weniger großen Bestellücken zu J a h r e s ­
anfang bereiten den Telefonfirmen g roße Sorgen, 
erschweren die Produkt ionsp lanung u n d den p r o ­
dukt iven Einsatz der Arbei tskräf te 

Neben der Telefonindust r ie zähl t noch d i e 
Kabel industr ie zu den wicht igen Lieferanten für 
das Telefonwesen, der Ante i l der Postauf t räge a m 
Gesamtumsatz ist bei diesen F i rmen al lerdings v ie l 
geringer Er schwankt zwischen 6°/o u n d 1 3 % M i t 
der Erzeugung von Kabeln u n d Lei tungen sind in 
11 F i rmen e twa 3 500 Arbeitskräfte beschäftigt 
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